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Vorwort 
 
 
 
Die Gesetzgebung ist eine der wichtigsten Aufgaben des Parlaments. Die einschlägigen 
Regelungen dazu finden sich im Dritten Teil der Landesverfassung sowie in der 
Geschäftsordnung des Landtags NRW.  
Aus diesem Grunde stellt der Landtag Nordrhein-Westfalen seit Anbeginn seiner Arbeit 
1946 zu allen vom Landtag verabschiedeten Landesgesetzen sogenannte 
Gesetzesdokumentationen in Buchform bereit. 
 
Eine Gesetzesdokumentation enthält in chronologischer Folge die Beratungsunterlagen, 
Protokolle, Beratungsergebnisse und die weiteren Materialien zum jeweiligen 
Landesgesetz.  
Enthalten sind z.B. der Gesetzentwurf mit der Gesetzesbegründung, die Plenar- und 
Ausschussdebatten, die Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, etwaige Änderungs-
anträge, Stellungnahmen von Sachverständigen, Vorlagen von Ministerien und die gültigen 
Gesetzesfassungen. 
 
Die Materialien einer Gesetzesdokumentation sind neben allen anderen Parlamentspapie-
ren des Landtags NRW über die Datenbank der Landtagsdokumentation erschlossen und 
wieder auffindbar.  
 
Ein Großteil der in der Gesetzesdokumentation kompilierten Dokumente ist auch über das 
im Internet angebotene Dokumentenarchiv zugänglich. 
 
Die Datenbank und das Dokumentenarchiv sind recherchierbar unter: 
 
http://www.landtag.nrw.de 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Landtag Nordrhein-Westfalen  
Postfach 10 11 43 
40002 Düsseldorf 
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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
Gesetz zur Änderung des Hafensicherheitsgesetzes  
 
 
 
A  Problem 
 
Das Gesetz über die Sicherheit in Häfen und Hafenanlagen im Land Nordrhein-Westfalen 
vom 30. Oktober 2007 diente der Umsetzung der Richtlinie 2005/65/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2005 zur Erhöhung der Gefahrenabwehr in Hä-
fen. 
 
Das Europäische Parlament und der Rat der Europäischen Union haben am 12. Dezem-
ber 2006 die Richtlinie über Dienstleistungen im Binnenmarkt erlassen, die von den Mitglied-
staaten bis zum 28. Dezember 2009 umzusetzen ist. Die Überprüfung des Hafensicherheits-
gesetzes unter dienstleistungsrechtlich relevanten Gesichtspunkten hat ergeben, dass eine 
Änderung des Fachgesetzes erforderlich ist. 
 
 
B  Lösung 
 
Die Anpassung des Hafensicherheitsgesetzes erfolgt durch eine Streichung der Vorschriften 
zur Anerkennung von Stellen zur Gefahrenabwehr und zur Anerkennung von Ausbildungs-
einrichtungen für Gefahrenabwehrbeauftragte in Häfen und Hafenanlagen. 
 
 
C  Alternativen 
 

Keine. 
 
 
D  Kosten 
 

Keine. 
 
 

- 1 -



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 14. Wahlperiode Drucksache 14/10435 

 

 2 

E  Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium für Bauen und Verkehr; beteiligt sind die Staatskanzlei, das In-
nenministerium und das Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und Energie. 
 
 
F  Auswirkungen auf die Gemeinden  
 

Keine. 
 
 
G  Finanzielle Auswirkungen auf Unternehmen und private Haushalte 
 
Durch den Wegfall der Anerkennungsverfahren von Stellen zur Gefahrenabwehr und von 
Ausbildungseinrichtungen entfallen gebührenpflichtige Amtshandlungen. 
 
 
H  Befristung 
 
Das Gesetz unterliegt einer Berichtspflicht. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-
stimmungen 
 

Gesetz zur Änderung des Hafensicher-
heitsgesetzes  
 

  

Artikel 1 
 
Änderung des Hafensicherheitsgeset-
zes 
 
 
 
 
Das Hafensicherheitsgesetz vom 30. Ok-
tober 2007 (GV.NRW.S. 470), wird wie 
folgt geändert: 
 
1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt ge-

ändert:  
 

  
 
Gesetz über die Sicherheit in Häfen und 
Hafenanlagen im Land Nordrhein-
Westfalen  
(Hafensicherheitsgesetz – HaSiG) 
Vom 30. Oktober 2007  
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Inhaltsübersicht 
  
Erster Teil 
Allgemeine Bestimmungen 
  
§ 1 Zielsetzung und Geltungsbereich 
§ 2 Begriffsbestimmungen  
§ 3 Ausschluss des Vorverfahrens 
  
Zweiter Teil 
Hafensicherheitsbehörde 
  
§ 4 Zuständigkeit; Sonderordnungs-

behörde 
§ 5 Befugnisse der Hafensicherheits-

behörde 
§ 6 Einlaufverbot und Ausweisung aus 

dem Hafen 
§ 7 Festlegung der Gefahrenstufen 
  
Dritter Teil 
Verfahren und Maßnahmen der Gefah-
renabwehr in den nordrhein-
westfälischen Hafenanlagen 
  
§ 8 Verantwortlichkeiten  
§ 9 Beauftragter für die Gefahrenab-

wehr in der Hafenanlage  
§ 10 Risikobewertung  
§ 11 Plan zur Gefahrenabwehr in der 

Hafenanlage 
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a) In der Überschrift „Fünfter Teil An-
erkennungen und Zuverlässigkeits-
überprüfungen“ werden die Wörter 
„Anerkennungen und“ gestrichen. 

 
b) Die Unterüberschrift „Abschnitt 1 
Anerkennung von Fachstellen“ zur 
Überschrift „Fünfter Teil“ wird gestri-
chen. 
 
c) Die Angabe zu § 18 wird wie folgt 
gefasst: „(weggefallen)“. 
 
d) Die Angabe zu § 19 wird wie folgt 
gefasst: „(weggefallen)“. 
 
e) Die Zwischenüberschrift „Ab-
schnitt 2 Zuverlässigkeitsüberprüfun-
gen und datenschutzrechtliche Be-
stimmungen“ wird gestrichen. 
 

 

§ 12 Sicherheitserklärung 
  
Vierter Teil 
Verfahren und Maßnahmen der Gefah-
renabwehr in den nordrhein-
westfälischen Häfen 
  
§ 13 Risikobewertung 
§ 14 Festlegung der Hafengrenzen 
§ 15 Verantwortlichkeiten des Hafen-

betreibers 
§ 16 Plan zur Gefahrenabwehr im Ha-

fen  
§ 17 Beauftragter für die Gefahrenab-

wehr im Hafen 
  
 
Fünfter Teil 
Anerkennungen und Zuverlässigkeits-
überprüfungen 
  
 
Abschnitt 1  
Anerkennung von Fachstellen 
  
 
 
§ 18 

 
 
Anerkannte Stelle zur Gefahren-
abwehr 
 

§ 19 Ausbildungseinrichtungen 
 
 
Abschnitt 2 
Zuverlässigkeitsüberprüfungen und da-
tenschutzrechtliche Bestimmungen 
  
 
§ 20 Zuverlässigkeitsüberprüfungen 
§ 21 Datenerhebung 
§ 22 Mitwirkung, Verfahren und Be-

nachrichtigungspflichten 
§ 23 Feststellung der Zuverlässigkeit 
§ 24 Zweckbindung, Nutzung, Verar-

beitung, Berichtigung, Sperrung 
und Löschung personenbezoge-
ner Daten 

  
Sechster Teil 
Ordnungswidrigkeiten, Gebühren und 
Schlussvorschriften 
  
Abschnitt 1 
Ordnungswidrigkeiten und Gebühren 
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§ 25 Ordnungswidrigkeiten 
§ 26 Gebühren 
  
Abschnitt 2  
Schlussvorschriften 
  
§ 27 Erlass von Rechtsverordnungen 
§ 28 Einschränkung von Grundrechten 
§ 29 In-Kraft-Treten und Berichtspflicht  

   
2. § 9 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„§ 9 
Beauftragter für die Gefahrenab-
wehr in der Hafenanlage 
 
(1) Der Betreiber einer Hafenanlage 

hat einen fachlich und persönlich 
geeigneten Beauftragten für die 
Gefahrenabwehr zu bestellen und 
der Hafensicherheitsbehörde zu 
benennen. Der Beauftragte für die 
Gefahrenabwehr nimmt insbeson-
dere die Aufgaben nach Abschnitt 
A/17.2 des ISPS-Codes wahr. 

 
 
 
 
(2) Der Beauftragte für die Gefahren-

abwehr in der Hafenanlage muss 
 

1.  über Fachkenntnisse gemäß 
Teil B Absatz 18.1 des ISPS-
Codes verfügen, 

 
2.  an einer diesbezüglichen fach-

lichen Ausbildung nach Absatz 
3 teilgenommen haben und 
dies durch Vorlage einer Teil-
nahmebescheinigung nachwei-
sen sowie 

 
3.  zuverlässig im Sinne von § 23 

sein. 
 
(3) Die Vermittlung der Fachkenntnis-

se erfolgt an einer geeigneten 
Qualifizierungseinrichtung, die in 
den Fachbereichen gemäß Teil B 
Absatz 18.1 des ISPS-Codes aus-
bildet. Zum Nachweis der fachli-
chen Ausbildung stellt die Qualifi-

  
 
§ 9 
Beauftragter für die Gefahrenabwehr in 
der Hafenanlage 
 
(1) Der Betreiber einer Hafenanlage hat der 
Hafensicherheitsbehörde einen Beauftragten 
für die Gefahrenabwehr zu benennen, der 
insbesondere die Aufgaben nach Abschnitt 
A/17.2 des ISPS-Codes wahrzunehmen hat. 
Der Beauftragte für die Gefahrenabwehr 
muss die Anforderungen des Abschnitts 
A/18.1 des ISPS-Codes erfüllen sowie zu-
verlässig im Sinne von § 23 sein. Er kann 
gleichzeitig als Beauftragter für die Gefah-
renabwehr im Hafen nach § 17 bestellt wer-
den. 
 
(2) Die fachliche Ausbildung gemäß Ab-
schnitt A/18.1 des ISPS-Codes erfolgt an ei-
ner zu diesem Zweck anerkannten Ausbil-
dungseinrichtung nach § 19. Der Nachweis 
der Teilnahme erfolgt durch eine von der 
Ausbildungseinrichtung auszustellende Be-
scheinigung. 
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zierungseinrichtung dem Beauf-
tragten für die Gefahrenabwehr ei-
ne Teilnahmebescheinigung aus.  

 
(4) Erlangt die Hafensicherheitsbehör-

de Erkenntnisse, die Zweifel an ei-
ner vollständigen, sachgerechten 
Vermittlung des notwendigen 
Fachwissens nach Teil B Absatz 
18.1 des ISPS-Codes begründen, 
soll sie die Bestellung der durch 
den Betreiber der Hafenanlage be-
nannten Person zum Beauftragten 
für die Gefahrenabwehr ablehnen, 
solange die Zweifel nicht ausge-
räumt sind. Verbleiben nach der 
Durchführung des Verfahrens ge-
mäß §§ 21 bis 23 Zweifel an der 
Zuverlässigkeit der benannten 
Person, ist eine Bestellung zum 
Beauftragten für die Gefahrenab-
wehr in der Hafenanlage zu unter-
sagen.“ 

 
 § 10  

Risikobewertung 
 
(1) Die Risikobewertung für die Hafenanlage 
gemäß Abschnitt A/15 des ISPS-Codes und 
die regelmäßigen Überprüfungen der Risi-
kobewertung werden von der Hafensicher-
heitsbehörde durchgeführt. Die Risikobewer-
tung ist mit den kommunalen Ordnungsbe-
hörden, der Wasserschutzpolizei sowie den 
Trägern der Brandschutzbedarfs- und der 
Gefahrenabwehrplanung für Großschadens-
ereignisse abzustimmen. 
 
(2) Der Betreiber einer Hafenanlage ist ver-
pflichtet, der Hafensicherheitsbehörde zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben nach Absatz 1: 
 
1. grundsätzlich nach Anmeldung und Ab-

sprache den Zutritt zu seinen Hafenan-
lagen und deren Besichtigung zu ge-
währen; 

 
2.  Auskunft über die in Abschnitt 15 des 

Teils B des ISPS-Codes aufgeführten 
Punkte zu geben, soweit er hierzu An-
gaben machen kann, und auf Verlangen 
alle dazu erforderlichen Unterlagen zur 
Verfügung zu stellen. 
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3. a) § 10 Absatz 4 wird aufgehoben.  
 
 
 
 
 

b)  Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 
 4. 

(3) Nach Abschluss der Risikobewertung hat 
die Hafensicherheitsbehörde einen Bericht 
nach Abschnitt A/15.7 des ISPS-Codes zu 
erstellen und die Ergebnisse dem Hafenan-
lagenbetreiber bekannt zu machen. 
 
(4) Die Hafensicherheitsbehörde kann eine 
anerkannte Stelle zur Gefahrenabwehr nach 
§ 18 beauftragen, die Risikobewertung für 
eine Hafenanlage sowie ihre Fortschreibung 
zu erstellen. 
 
(5) Der Betreiber einer Hafenanlage ist ver-
pflichtet, die Hafensicherheitsbehörde un-
verzüglich zu unterrichten, wenn sich die Art 
oder die Zweckbestimmung der Hafenanlage 
ändert oder sonstige wesentliche Verände-
rungen, insbesondere erhebliche bauliche 
Veränderungen oder Änderungen in der Ge-
schäftsführung, eintreten. 
 

   
4. In § 11 Absatz 1 wird folgender 

Satz 2 neu eingefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 

 „Unbeschadet seiner Pflichtenstellung 
und unter Beachtung von § 20 Abs. 1 
und 3 kann er einen anderen Rechts-
träger mit der Erstellung und Fort-
schreibung beauftragen oder sich des-
sen Unterstützung bedienen.“  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 11 
Plan zur Gefahrenabwehr in der Hafenan-
lage 
 
(1) Der Betreiber einer Hafenanlage hat auf 
der Grundlage des Berichts zur Risikobe-
wertung nach § 10 Abs. 3 einen auf die kon-
kreten Gegebenheiten der jeweiligen Hafen-
anlage angepassten Plan zur Gefahrenab-
wehr gemäß Abschnitt A/16 des ISPS-
Codes zu erstellen und fortzuschreiben. Der 
Plan zur Gefahrenabwehr ist mit der Was-
serschutzpolizei sowie den Trägern der 
Brandschutzbedarfs- und der Gefahrenab-
wehrplanung für Großschadensereignisse 
abzustimmen. Der Plan zur Gefahrenabwehr 
in der Hafenanlage enthält insbesondere 
Vorkehrungen zur Gefahrenabwehr für die 
einzelnen Gefahrenstufen und ist unter Be-
rücksichtigung der Hinweise des Abschnitts 
16 des Teils B des ISPS-Codes abzufassen. 
Die Regelungen in Nummer 3 und 8 dieses 
Abschnitts des Teils B des ISPS-Codes sind 
hierzu verbindlich. Die zuständige Kreispoli-
zeibehörde erhält den Plan zur Gefahren-
abwehr. 
 
(2) Besteht für die Hafenanlage kein ge-
nehmigter Plan zur Gefahrenabwehr, ist das 
Zusammenwirken mit Schiffen im Sinne des 
§ 1 Abs. 3 unzulässig. Über Ausnahmen 
entscheidet die Hafensicherheitsbehörde. 
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5. a) § 11 Absatz 3 wird aufgehoben.  
 
 
 
 
     b) Die bisherigen Absätze 4, 5, 6 und 

 7 werden Absätze 3, 4, 5 und 6. 
 
 

(3) Der Betreiber der Hafenanlage kann eine 
anerkannte Stelle zur Gefahrenabwehr nach 
§ 18 mit der Erstellung und Fortschreibung 
des Plans zur Gefahrenabwehr beauftragen.
 
(4) Der Plan zur Gefahrenabwehr in der Ha-
fenanlage und seine wesentliche Änderung 
bedürfen der Genehmigung durch die Ha-
fensicherheitsbehörde. Die Genehmigung ist 
zu erteilen, wenn der Plan den sich aus dem 
Bericht zur Risikobewertung nach § 10 er-
gebenden Anforderungen an die Gefahren-
abwehr für die Hafenanlage entspricht. Die 
Genehmigung kann mit Nebenbestimmun-
gen versehen werden. Sie kann widerrufen 
werden, wenn die Voraussetzungen nach 
Satz 2 entfallen oder der Betreiber der Ha-
fenanlage die ihm nach dem genehmigten 
Plan zur Gefahrenabwehr obliegenden 
Maßnahmen zur Gefahrenabwehr nicht 
durchgeführt hat. 
 
(5) Der Betreiber der Hafenanlage ist ver-
pflichtet, die ihm nach dem genehmigten 
Plan zur Gefahrenabwehr obliegenden 
Maßnahmen innerhalb einer angemesse-
nen, von der Hafensicherheitsbehörde fest-
gelegten Umsetzungsfrist durchzuführen. 
 
(6) Der Betreiber der Hafenanlage ist ver-
pflichtet, der Hafensicherheitsbehörde je-
derzeit Zutritt zu seiner Anlage und deren 
Besichtigung zu gewähren, damit diese die 
Einhaltung der dem Betreiber der Hafenan-
lage obliegenden Maßnahmen zur Gefah-
renabwehr überprüfen kann. 
 
Im Zusammenhang mit der Durchführung 
oder Umsetzung von Rechtsakten der Euro-
päischen Union sind deren ausgewiesene 
Beauftragte berechtigt, die Hafenanlagen in 
Nordrhein-Westfalen in Begleitung von Be-
schäftigten der Hafensicherheitsbehörde zu 
betreten. 
 
(7) Die Hafensicherheitsbehörde hat auf An-
trag eine Erklärung über die Einhaltung der 
Vorschriften durch den Betreiber der Hafen-
anlage gemäß Absatz 16 Nr. 62 und 63 in 
Verbindung mit Anhang 2 des Teils B des 
ISPS-Codes auszustellen. 
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6. a) § 13 Absatz 4 wird aufgehoben.  
 
 
 
 
 
     b) Die bisherigen Absätze 5 und 6 

 werden Absätze 4 und 5. 
 
 

§ 13 
Risikobewertung 
 
(1) Die Hafensicherheitsbehörde erstellt un-
ter Beachtung des Anhangs I der Richtlinie 
2005/65/EG eine Risikobewertung. Sie soll 
den besonderen Gegebenheiten in den für 
die Gefahrenabwehr relevanten Bereichen 
angemessen Rechnung tragen. Dabei hat 
sie die Risikobewertungen und Gefahrenab-
wehrpläne für die Hafenanlagen im Hafen 
ergänzend zu berücksichtigen. Die Risiko-
bewertung ist mit den kommunalen Ord-
nungsbehörden, der Wasserschutzpolizei, 
der örtlich zuständigen Kreispolizeibehörde 
sowie den Trägern der Brandschutzbedarfs- 
und der Gefahrenabwehrplanung für Groß-
schadensereignisse abzustimmen. 
 
(2) Die Nutzer, Eigentümer und Verantwortli-
chen der Flächen und Einrichtungen in den 
für die Gefahrenabwehr relevanten Berei-
chen sind verpflichtet, der Hafensicherheits-
behörde zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach 
Absatz 1: 
 
1. grundsätzlich nach Anmeldung und Ab-
sprache den Zutritt zu den Flächen und Ein-
richtungen und deren Besichtigung zu ge-
währen; 
 
2. Auskunft über die in Anhang I der Richtli-
nie 2005/65/EG aufgeführten Punkte zu ge-
ben, soweit sie hierzu Angaben machen 
können, und auf Verlangen alle dazu erfor-
derlichen Unterlagen zur Einsichtnahme zu 
überlassen. 
 
(3) Nach Abschluss der Risikobewertung hat 
die Hafensicherheitsbehörde hierüber einen 
Bericht zu erstellen und die Ergebnisse dem 
Hafenbetreiber bekannt zu machen. 
 
(4) Die Hafensicherheitsbehörde kann eine 
anerkannte Stelle zur Gefahrenabwehr nach 
§ 18 beauftragen, die Risikobewertung für 
einen Hafen sowie ihre Fortschreibung zu 
erstellen. 
 
(5) Der Betreiber eines Hafens ist verpflich-
tet, die Hafensicherheitsbehörde unverzüg-
lich zu unterrichten, wenn sich die Art oder 
die Zweckbestimmung von Flächen und Ein-
richtungen im Hafen ändert oder sonstige 
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wesentliche Veränderungen, insbesondere 
erhebliche bauliche Veränderungen oder 
Änderungen in der Geschäftsführung, eintre-
ten. 
 
(6) Die Hafensicherheitsbehörde hat die Ri-
sikobewertung bei sicherheitsrelevanten Än-
derungen anzupassen. Eine Überprüfung 
muss mindestens einmal in fünf Jahren vor-
genommen werden. 
 

7. § 16 Absatz 1 wird wie folgt geändert:.
  

 
 
     a) Es wird folgender Satz 2 neu ein-

gefügt: 
 
 „Unbeschadet seiner Pflichtenstel-

lung und unter Beachtung von § 20 
Abs. 1 und 3 kann er einen ande-
ren Rechtsträger mit der Erstellung 
und Fortschreibung beauftragen 
oder sich dessen Unterstützung 
bedienen.“  

 
      b) Der bisherige Satz 3 wird aufgeho-

 ben. 
 

 § 16 
Plan zur Gefahrenabwehr im Hafen 
 
(1) Der Hafenbetreiber erstellt unter Berück-
sichtigung der Ergebnisse der von der Hafen-
sicherheitsbehörde erstellten Risikobewer-
tung einen Plan zur Gefahrenabwehr für den 
Hafen. Der Plan zur Gefahrenabwehr ist mit 
den kommunalen Ordnungsbehörden, der 
Wasserschutzpolizei, der örtlich zuständigen 
Kreispolizeibehörde sowie den Trägern der 
Brandschutzbedarfs- und der Gefahrenab-
wehrplanung für Großschadensereignisse 
abzustimmen. Der Hafenbetreiber kann eine 
anerkannte Stelle zur Gefahrenabwehr nach 
§ 18 mit der Erstellung und Fortschreibung 
eines Plans zur Gefahrenabwehr beauftra-
gen. 
 
(2) Der Plan zur Gefahrenabwehr trägt den 
besonderen Gegebenheiten verschiedener 
Bereiche des Hafens angemessen Rechnung 
und bezieht die Pläne zur Gefahrenabwehr 
der Hafenanlagenbetreiber mit ein. Zu die-
sem Zweck hat der Hafenanlagenbetreiber 
dem Hafenbetreiber den genehmigten Plan 
zu Gefahrenabwehr zur Einsichtnahme zu 
überlassen. 
 
(3) Der Plan muss entsprechend der Größe 
und Bedeutung des Hafens den allgemeinen 
Aspekten des Anhangs II der Richtlinie ent-
sprechen und insbesondere die Aufgaben der 
Zutrittsbedingungen, der Personen-, Gepäck-
und Frachtkontrollen, des Umgangs mit ver-
dächtiger Ladung, der Meldung sicherheitsre-
levanter Ereignisse und der Verbindung mit 
der Hafensicherheitsbehörde enthalten, die 
als Aufgabenzuweisung im Anhang II der 
Richtlinie aufgeführt sind. 
 
(4) Der Plan zur Gefahrenabwehr ist der Ha-
fensicherheitsbehörde innerhalb einer von ihr 
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festgelegten Frist zur Genehmigung vorzule-
gen. Die Genehmigung kann mit Nebenbe-
stimmungen versehen werden. Nachträgliche 
Auflagen sind zulässig. Der genehmigte Plan 
zur Gefahrenabwehr ist auch den sonstigen 
Eigentümern der Hafenflächen bekannt zu 
geben. 
 
(5) Die im genehmigten Plan zur Gefahren-
abwehr genannten Sicherungsmaßnahmen 
sind vom Hafenbetreiber und den sonstigen 
Eigentümern der Hafenflächen innerhalb ei-
ner angemessenen, von der Hafensicher-
heitsbehörde festgelegten Umsetzungsfrist 
durchzuführen. 
 
(6) Der Betreiber des Hafens und die sonsti-
gen Rechtsträger innerhalb des Hafens sind 
verpflichtet, der Hafensicherheitsbehörde je-
derzeit Zutritt zu ihren Flächen und Einrich-
tungen und deren Besichtigung zu gewähren, 
damit diese die Einhaltung der Maßnahmen 
zur Gefahrenabwehr überprüfen kann. Im Zu-
sammenhang mit der Durchführung oder 
Umsetzung von Rechtsakten der Europäi-
schen Union sind deren ausgewiesene Be-
auftragte berechtigt, die Häfen in Nordrhein-
Westfalen in Begleitung von Beschäftigten 
der Hafensicherheitsbehörde zu betreten. 
 
(7) Der Hafenbetreiber hat den Plan zur Ge-
fahrenabwehr bei sicherheitsrelevanten Än-
derungen anzupassen und der Hafensicher-
heitsbehörde zur Genehmigung vorzulegen. 
Eine Überprüfung muss mindestens einmal in 
fünf Jahren vorgenommen werden. 
   

8.  § 17 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„§ 17 
Beauftragter für die Gefahrenab-
wehr im Hafen 

 (1) Der Hafenbetreiber hat mit Zu-
stimmung der Hafensicherheitsbehör-
de gemäß Absatz 3 einen fachlich und 
persönlich geeigneten Beauftragten für 
die Gefahrenabwehr im Hafen sowie 
wenigstens einen Vertreter zu bestel-
len. Der Beauftragte für die Gefahren-
abwehr im Hafen nimmt insbesondere 
die Aufgaben einer Kontaktstelle für al-
le Fragen der Gefahrenabwehr im Ha-
fen wahr. Er kann identisch sein mit 

  
 
§ 17 
Beauftragter für die Gefahrenabwehr im 
Hafen 
 
(1) Der Hafenbetreiber hat der Hafensicher-
heitsbehörde einen Beauftragten für die Ge-
fahrenabwehr im Hafen zu benennen, der 
die Aufgabe einer Kontaktstelle für Fragen 
der Gefahrenabwehr im Hafen erfüllt. Er 
kann identisch sein mit einem Beauftragten 
für die Gefahrenabwehr in der Hafenanlage. 
Andernfalls ist eine enge Zusammenarbeit 
zwischen ihnen sicherzustellen. Ein Beauf-
tragter für die Gefahrenabwehr im Hafen 
kann für mehrere Häfen zuständig sein. 
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einem Beauftragten für die Gefahren-
abwehr in einer Hafenanlage. Im Übri-
gen ist eine enge Zusammenarbeit 
zwischen allen Beauftragten für die 
Gefahrenabwehr innerhalb des Hafen-
gebietes sicherzustellen. Ein Beauf-
tragter für die Gefahrenabwehr im Ha-
fen kann für mehrere Häfen zuständig 
sein. 

(2) Der Beauftragte für die Gefahren-
abwehr im Hafen sowie dessen Vertre-
ter müssen 

1. über die Fachkenntnisse eines Be-
auftragten für die Gefahrenabwehr 
in einer Hafenanlage entsprechend 
§ 9 Absatz 2 Nummer 1 verfügen, 

2. entsprechend § 9 Absatz 2 Num-
mer. 2 an einer fachlichen Ausbil-
dung teilgenommen haben und 
hierüber eine Teilnahmebescheini-
gung nachweisen, 

3. über weitere fachspezifische In-
formationen bezüglich der Anforde-
rungen, Organisation und Umset-
zung der Gefahrenabwehr in ei-
nem Hafengebiet verfügen, die im 
Einzelfall von der Hafensicher-
heitsbehörde auf geeignete Weise 
vermittelt oder bereitgestellt wer-
den, sowie 

4. zuverlässig im Sinne von § 23 sein.
 

(3) Die Hafensicherheitsbehörde 
stimmt der Bestellung zum Beauftrag-
ten für die Gefahrenabwehr im Hafen 
sowie der Bestellung zum Vertreter zu, 
wenn die betreffenden Personen die 
Voraussetzungen des Absatzes 2 er-
füllen. § 9 Absätze 3 und 4 gelten ent-
sprechend.“ 

 

(2) Der Beauftragte ist zuzulassen, wenn er 
zuverlässig im Sinne des § 23 ist. Für die 
fachliche Ausbildung gilt § 9 Abs. 2 entspre-
chend. 
 

   
9. In der Überschrift „Fünfter Teil Aner-

kennungen und Zuverlässigkeits-
überprüfungen“  werden die Wörter 
„Anerkennungen und“ gestrichen. 

 
10.  Fünfter Teil Abschnitt 1 wird aufge-

 hoben. 
 

 Fünfter Teil 
 
Anerkennungen und Zuverlässigkeits-
überprüfungen 
 
Abschnitt 1  
Anerkennung von Fachstellen 
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11. Die Zwischenüberschrift im Fünften 

Teil "Abschnitt 2 Zuverlässigkeitsprü-
fungen und datenschutzrechtliche 
Bestimmungen" wird gestrichen. 

 Abschnitt 2 
Zuverlässigkeitsüberprüfungen und da-
tenschutzrechtliche Bestimmungen 
 

   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

12.  In § 20 Absatz 1 Nummer 2 werden 
die Wörter „für eine anerkannte Stel-
le zur Gefahrenabwehr gemäß § 18 
tätig sind und“  sowie die Wörter „ei-
ner Risikobewertung oder“ gestri-
chen. 

 
 
 
 
 
 
 
13. In § 20 Absatz 1 Nummer 3 wird 

Satz 2 aufgehoben. 

 § 20 
Zuverlässigkeitsüberprüfungen 
 
(1) Zum Schutz vor Angriffen auf die Sicher-
heit der Häfen und Hafenanlagen in Nord-
rhein-Westfalen und der mit ihnen in Kontakt 
kommenden Schiffe ist unter Berücksichti-
gung der beruflichen Tätigkeit beziehungs-
weise der mit einem Beschäftigungsverhält-
nis verbundenen Zugriffsmöglichkeiten auf 
besonders schutzwürdige Daten oder Ein-
richtungen die Zuverlässigkeit folgender 
Personen festzustellen: 
 
1. Personen, die als Beauftragte für die Ge-
fahrenabwehr im Hafen nach § 17 oder in 
der Hafenanlage nach § 9 eingesetzt wer-
den; 
 
2. Personen, die für eine anerkannte Stelle 
zur Gefahrenabwehr gemäß § 18 tätig sind 
und an der Erstellung einer Risikobewertung 
oder eines Plans zur Gefahrenabwehr im 
Hafen oder in der Hafenanlage mitwirken 
oder ansonsten Zugriff auf diesbezügliche 
Daten haben; 
 
3. Personen, die auf Grund ihrer Tätigkeit 
Zugang zu der Risikobewertung und dem 
Plan zur Gefahrenabwehr für den Hafen 
oder die Hafenanlage haben oder in beson-
deren Sicherheitsbereichen eingesetzt sind. 
Zu den Personen im Sinne des Satzes 1 
erster Halbsatz gehören insbesondere sol-
che, die an der Erstellung eines Plans zur 
Gefahrenabwehr für einen Hafen oder eine 
Hafenanlage mitwirken, ohne in einem Be-
schäftigungsverhältnis zu einer anerkannten 
Stelle zur Gefahrenabwehr nach § 18 zu 
stehen. 
 
(2) Die Überprüfung entfällt, wenn der Be-
troffene 
 
1. innerhalb der vorausgegangen fünf Jahre 
einer erweiterten Sicherheitsüberprüfung 
nach § 9 des Sicherheitsüberprüfungsgeset-
zes des Bundes oder einer erweiterten Si-
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cherheitsüberprüfung mit Sicherheitsermitt-
lungen nach § 10 des Sicherheitsüberprü-
fungsgesetzes des Bundes oder der jeweils 
entsprechenden landesrechtlichen Vorschrif-
ten ohne nachteilige Erkenntnisse unterzo-
gen wurde oder 
 
2. innerhalb der letzten 12 Monate einer 
zumindest gleichwertigen Überprüfung in ei-
nem EU-Mitgliedstaat unterzogen worden ist 
und keine Anhaltspunkte für eine Unzuver-
lässigkeit des Betroffenen vorliegen. 
 
(3) Die jeweilige Tätigkeit nach Absatz 1 darf 
erst aufgenommen und der Einsatz in einem 
entsprechenden Tätigkeitsbereich im Sinne 
des Absatzes 1 darf erst erfolgen, wenn die 
Zuverlässigkeit des Betroffenen durch die 
Hafensicherheitsbehörde nach Maßgabe 
dieses Gesetzes festgestellt wurde. 
 
(4) Bei Personen, die bereits Tätigkeiten im 
Sinne von Absatz 1 ausüben, ohne vorher 
auf ihre Zuverlässigkeit überprüft worden zu 
sein, ist die Zuverlässigkeit innerhalb eines 
Jahres nach In-Kraft-Treten dieses Geset-
zes festzustellen. 
   

   
14. § 22 Absatz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

 
„(1) Die Betreiber von Häfen und 
Hafenanlagen sowie die Arbeitge-
ber von Personen im Sinne von § 
20 Absatz 1 Nummer 2 und 3 sind 
verpflichtet, der Hafensicherheits-
behörde die betreffenden, einer 
Zuverlässigkeitsüberprüfung zu un-
terziehenden Beschäftigten mitzu-
teilen.“ 

 

 § 22 
Mitwirkung, Verfahren und Benachrichti-
gungspflichten 
 
(1) Die Betreiber von Häfen und Hafenanla-
gen sowie anerkannte Stellen zur Gefahren-
abwehr nach § 18 sind verpflichtet, der Ha-
fensicherheitsbehörde die Personen im Sin-
ne des § 20 Abs. 1 mitzuteilen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 (2) Personen gemäß § 20 Abs. 1 beantragen 
die Durchführung der Zuverlässigkeitsüber-
prüfung bei der Hafensicherheitsbehörde. 
 
(3) In dem Antrag sind vom Betroffenen an-
zugeben: 
 
1.  Name, einschließlich frühere Namen, 
2.  Geburtsname, 
3.  sämtliche Vornamen, 
4.  Geschlecht, 
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5. Geburtsdatum, 
6. Geburtsort und -land, 
7 Wohnsitze der letzten zehn Jahre vor 

der Überprüfung, hilfsweise der ge-
wöhnliche Aufenthaltsort, 

8.  Staatsangehörigkeit, 
9. Personalausweis- oder Passnummer, 
10. Arbeitgeber, 
11. vorgesehene Tätigkeit, 
12. sonstige für die Beurteilung der Zuver-

lässigkeit bedeutsame Sachverhalte im 
Sinne des § 23. 

 
(4) Der Betroffene ist verpflichtet, an seiner 
Überprüfung mitzuwirken und wahrheitsge-
mäße Angaben zu machen. Er kann Anga-
ben verweigern, die für ihn oder eine der in § 
52 Abs. 1 der Strafprozessordnung genann-
ten Personen die Gefahr strafrechtlicher Ver-
folgung, der Verfolgung einer Ordnungswid-
rigkeit oder von disziplinar- oder arbeits-
rechtlichen Maßnahmen begründen könnten.
 
(5) Die Überprüfung wird durch den Antrag 
des Betroffenen eingeleitet. Er ist über die 
Verpflichtung, wahrheitsgemäße Angaben 
zu machen, sowie über das Recht, Angaben 
im Sinne des Absatzes 4 verweigern zu 
können, vorher zu belehren. Darüber hinaus 
ist der Betroffene bei Antragstellung über 
den Zweck der Datenerhebung, -
verarbeitung und -nutzung sowie über die 
Stellen nach § 21, bei denen Daten und In-
formationen abgefragt werden, und die Stel-
len, die nach den Absätzen 8 und 9 über das 
Ergebnis der Überprüfung und die zu Grun-
de liegenden Erkenntnisse informiert wer-
den, zu unterrichten. 
 
(6) Bestehen nach der Zuverlässigkeitsüber-
prüfung keine Bedenken gegen eine Be-
schäftigung oder Tätigkeit im Sinne des § 20 
Abs. 1 erhält der Betroffene von der Hafen-
sicherheitsbehörde einen schriftlichen Be-
scheid über die Unbedenklichkeit. Der Be-
scheid wird unter Berücksichtigung der An-
forderung an die regelmäßige Erneuerung 
der Überprüfung nach Absatz 12 befristet. 
 
(7) Soweit die eingeholten Auskünfte Zweifel 
an der Zuverlässigkeit begründen, gibt die 
Hafensicherheitsbehörde dem Betroffenen 
vor ihrer Entscheidung Gelegenheit, sich zu 
den maßgeblichen Erkenntnissen zu äußern. 
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15. In § 22 Absatz 8 Satz 5 werden die 

Wörter „und, sofern die Zuverlässigkeit 
eines Betroffenen im Sinne von § 20 
Abs. 1 Nr. 2 verneint wurde, die für die 
Hafensicherheit zuständigen Behörden 
der anderen Bundesländer“ gestri-
chen. 

 

Die Anhörung hat den Schutz geheimhal-
tungsbedürftiger Erkenntnisse zu gewähr-
leisten und im Falle von Auskünften durch 
die Strafverfolgungsbehörden eine Gefähr-
dung des Untersuchungszwecks auszu-
schließen. Stammen die Erkenntnisse von 
einer der in § 21 Abs. 2 bis 4, Abs. 5 Nr. 1-7 
oder Abs. 6 Satz 1 genannten Behörden ist 
hinsichtlich der Bekanntgabe der Erkennt-
nisse das Einvernehmen dieser Stellen er-
forderlich. § 28 Abs. 3 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen findet Anwendung. 
 
(8) Können bestehende Zweifel an der Zu-
verlässigkeit der Person nicht ausgeräumt 
werden, ist die Zuverlässigkeit zu verneinen. 
In diesen Fällen wird dem Betroffenen die 
Entscheidung mit den maßgeblichen Grün-
den durch schriftlichen, mit Rechtsmittelbe-
lehrung versehenen Bescheid mitgeteilt. Die 
Begründung hat den Schutz geheimhal-
tungsbedürftiger Erkenntnisse und Tatsa-
chen zu gewährleisten und im Falle von 
Auskünften durch die Strafverfolgungsbe-
hörden eine Gefährdung des Untersu-
chungszwecks auszuschließen. Absatz 7 
Satz 3 gilt entsprechend. Die Hafensicher-
heitsbehörde unterrichtet das Landeskrimi-
nalamt des Landes NRW und, sofern die 
Zuverlässigkeit eines Betroffenen im Sinne 
von § 20 Abs. 1 Nr. 2 verneint wurde, die für 
die Hafensicherheit zuständigen Behörden 
der anderen Bundesländer über die Durch-
führung der Zuverlässigkeitsüberprüfung. 
 
(9) Die Hafensicherheitsbehörde unterrichtet 
die Verfassungsschutzbehörde des Landes 
NRW über das Ergebnis der Zuverlässig-
keitsüberprüfung. Sie setzt den betreffenden 
Arbeitgeber, bei dem die Tätigkeit oder der 
Einsatz erfolgt beziehungsweise erfolgen 
soll, über das Ergebnis der Zuverlässigkeits-
überprüfung in Kenntnis. Die dem Ergebnis 
zu Grunde liegenden Erkenntnisse dürfen 
dem Arbeitgeber nicht mitgeteilt werden. 
Weitere Informationen dürfen dem Arbeitge-
ber mitgeteilt werden, soweit sie für die 
Durchführung eines arbeitsgerichtlichen Ver-
fahrens im Zusammenhang mit der Zuver-
lässigkeitsüberprüfung erforderlich sind. 
 
(10) Werden der Hafensicherheitsbehörde 
nach festgestellter Zuverlässigkeit und Ertei-
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lung des Unbedenklichkeitsbescheides Tat-
sachen bekannt, die Zweifel an der Zuver-
lässigkeit einer in § 20 Abs. 1 genannten 
Person begründen, hat sie deren Zuverläs-
sigkeit von Amts wegen neu zu überprüfen. 
Die gemäß § 21 beteiligten Behörden des 
Landes Nordrhein-Westfalen und der Arbeit-
geber haben die Hafensicherheitsbehörde 
unverzüglich zu unterrichten, falls sie von 
solchen Tatsachen Kenntnis erlangen oder 
sich mitgeteilte Erkenntnisse als unrichtig 
erweisen. Absatz 7 und § 21 Abs. 6 gelten 
entsprechend. 
 
(11) Führt die neue Überprüfung zu Zweifeln 
an der Zuverlässigkeit, die nicht ausgeräumt 
werden können, ist der nach Absatz 6 erteil-
te Bescheid über die Unbedenklichkeit auf-
zuheben. Im Falle dieser Aufhebung gelten 
die Absätze 8 und 9 entsprechend. 
 
(12) Unbeschadet des Absatzes 10 ist die 
Feststellung der Zuverlässigkeit von den in § 
20 Abs. 1 genannten Personen im Abstand 
von fünf Jahren nach Bekanntgabe der letz-
ten Überprüfung neu zu beantragen. 
 
(13) Für die Auskunftserteilung an den Be-
troffenen und die Akteneinsicht durch den 
Betroffenen findet § 24 des Sicherheitsüber-
prüfungsgesetzes Nordrhein-Westfalen ent-
sprechende Anwendung. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 25 
Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 
 
1. als Führer eines Schiffes entgegen § 6 

Abs. 3 Anordnungen der Hafensicher-
heitsbehörde nicht befolgt; 

 
2.  nach § 7 Satz 2 als Betreiber, Eigentü-

mer oder Nutzer der Häfen und Hafen-
anlagen nicht entsprechend den Gefah-
renstufen handelt; 

3. gegen seine Pflicht verstößt, einen Be-
auftragten zur Gefahrenabwehr in der 
Hafenanlage nach § 9 Abs. 1 oder im 
Hafen nach § 17 Abs. 1 zu benennen; 

 
4. gegen seine Mitwirkungs- und Aus-

kunftspflichten nach § 10 Abs. 2 oder § 
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16. In § 25 Absatz 1 Nummer 13 wer-
den die Wörter „eine Hafenanlage 
oder als Verantwortlicher einer an-
erkannten Stelle zur Gefahrenab-
wehr“ durch die Wörter „einer Ha-
fenanlage oder als Arbeitgeber ei-
ner Person im Sinne von § 20 Ab-
satz 1 Nummern 1 bis 3“ ersetzt. 

 

13 Abs. 2 verstößt; 
 
5. seiner Unterrichtungspflicht nach § 10 

Abs. 5, § 13 Abs. 5 oder als Arbeitgeber 
nach § 22 Abs. 10 Satz 2 nicht nach-
kommt; 

 
6. gegen seine Pflicht, einen Plan zur Ge-

fahrenabwehr nach § 11 Abs. 1 oder in-
nerhalb der vorgegebenen Frist einen 
Plan zur Gefahrenabwehr nach § 16 
Abs. 1 Satz 1 und Abs. 7 zu erarbeiten 
und fortzuschreiben, verstößt; 

 
7. entgegen des Verbots aus § 11 Abs. 2 

Satz 1 ohne genehmigten Plan zur Ge-
fahrenabwehr Schiffe im Sinne des § 1 
Abs. 3 abfertigt; 

 
8. gegen seine Pflicht verstößt, die im ge-

nehmigten Plan zur Gefahrenabwehr 
genannten Sicherungsmaßnahmen 
nach § 11 Abs. 5 oder § 16 Abs. 5 frist-
gerecht durchzuführen; 

 
9. entgegen seiner Pflicht aus § 11 Abs. 6 

oder § 16 Abs. 6 ein Betreten oder Be-
sichtigen nicht ermöglicht; 

 
10. gegen seine Aufbewahrungs- oder Vor-

lagepflicht nach § 12 Abs. 4 verstößt; 
 
11. entgegen § 20 Abs. 3 eine Tätigkeit 

nach § 20 Abs. 1 aufnimmt, ohne dass 
seine Zuverlässigkeit durch die Hafensi-
cherheitsbehörde festgestellt wurde; 

 
12. entgegen § 20 Abs. 3 entweder als Ar-

beitgeber gegenüber Beschäftigten oder 
als Verantwortlicher für eine Hafenanla-
ge gegenüber Dritten die Aufnahme ei-
ner Tätigkeit nach § 20 Abs. 1 oder den 
Einsatz in einem Tätigkeitsbereich nach 
§ 20 Abs. 1 anordnet oder zulässt; 

 
13. als Betreiber eines Hafens oder eine 

Hafenanlage oder als Verantwortlicher 
einer anerkannten Stelle zur Gefahren-
abwehr gegen seine Mitwirkungspflich-
ten nach § 22 Abs. 1 verstößt; 

 
14. als Betroffener nach § 20 Abs. 1 gegen 

seine Mitwirkungspflichten nach § 22 
Abs. 2, 3 oder 12 oder seine Wahrheits-
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pflicht nach § 22 Abs. 4 verstößt; 
 
15. als Arbeitgeber gegen seine Pflicht nach 

§ 24 Abs. 4, personenbezogene Daten 
zu löschen, verstößt. 

 
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu 10.000 Euro geahndet werden. 
 
(2) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sin-
ne des § 36 Abs. 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten ist die Hafensicherheits-
behörde nach § 4. 
 

   
17. § 27 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„ § 27 
Erlass von Rechtsverordnungen 
 
Das für den Verkehr zuständige Mi-
nisterium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung weitere Einzelhei-
ten zur Datenerhebung und -
übermittlung sowie zum Verfahren 
für die Zuverlässigkeitsüberprüfung 
zu regeln." 

 

  
 
§ 27 
Erlass von Rechtsverordnungen 
 
Das für den Verkehr zuständige Ministerium 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
 
1. weitere Einzelheiten zur Datenerhebung 

und -übermittlung sowie zum Verfahren 
für die Zuverlässigkeitsüberprüfung zu 
regeln, 

 
2. die Voraussetzungen und das Verfahren 

für eine Zertifizierung als „anerkannte 
Stelle zur Gefahrenabwehr“ festzulegen, 
 

3. die Voraussetzungen und das Verfahren 
für eine Zertifizierung einer Ausbil-
dungseinrichtung für Beauftragte für die 
Gefahrenabwehr in Häfen und Hafenan-
lagen und das Muster der Bescheini-
gung nach § 9 Abs. 2 festzulegen. 

 
   
   
Artikel 2 
 
Das Gesetz tritt am Tag nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 

 Artikel 2 
 
Das Gesetz tritt am Tag nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 
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Begründung 
 
A Allgemeines 
 
 
Das Hafensicherheitsgesetz vom 30. Oktober 2007 enthält in den §§ 18 und 19 Regelungen 
zur Anerkennung von Stellen zur Gefahrenabwehr und Ausbildungseinrichtungen zur Aus- 
und Fortbildung von Beauftragten für die Gefahrenabwehr. Diese Bestimmungen waren nach 
Maßgabe der Richtlinie 2006/123/EG über Dienstleistungen im Binnenmarkt einer Normen-
überprüfung zu unterziehen. Der Länderausschuss Maritime Sicherheit (LAMS) hat län-
derübergreifende Umsetzungsformulierungen beschlossen, die in der Gesetzesänderung 
aufgegriffen werden. Die Anerkennungsverfahren für Stellen zur Gefahrenabwehr und für 
Ausbildungseinrichtungen zur Aus- und Fortbildung von Beauftragten für die Gefahrenab-
wehr in Häfen und Hafenanlangen werden abgeschafft. 
 
 
B Einzelbegründung 
 
Zu Artikel 1 (Änderung des Hafensicherheitsgesetzes) 
 
Zu Nummer 1 Buchstaben a) bis e) (Inhaltsübersicht) 
Redaktionelle Folgeänderungen 
 
Zu Nummer 2 (§ 9)   
 
§ 9 wird angesichts des Umstandes, dass die bisherigen §§ 18 und 19 aufzuheben sind, 
vollständig geändert und neu gefasst. 
In dieser Vorschrift werden die notwendigen fachlichen und persönlichen Anforderungen an 
die Gefahrenabwehrbeauftragten in Hafenanlagen geregelt. Die neue Regelung des § 9 
normiert die von den Beauftragten zu erfüllenden Voraussetzungen und belässt eine ange-
messene und sachgerechte Eingriffsmöglichkeit der Hafensicherheitsbehörde gegenüber 
dem für das geeignete Personal verantwortlichen Betreiber der Hafenanlage. 
An dem Erfordernis, dass Gefahrenabwehrbeauftragte eine spezielle Qualifizierungsmaß-
nahme in den vom ISPS-Code vorgesehenen Fachbereichen absolvieren müssen, wird fest-
gehalten, allerdings ohne gegenüber der Qualifizierungseinrichtung institutionelle, personelle 
oder organisatorische Forderungen zu erheben und diese einem staatlichen Genehmigungs-
vorbehalt zu unterwerfen. Die im Rahmen der Qualifizierungsmaßnahme zu vermittelnden 
Inhalte ergeben sich aus den Kenntnissen, die die Verordnung EG Nr. 725/2004 von den Ge-
fahrenabwehrbeauftragten in Hafenanlagen fordert. 
 
Zu Nummer 3 (§ 10) 
 
Die Streichung der anerkannten Stellen zur Gefahrenabwehr erfordert hier als Folgeände-
rung die Streichung des Absatzes 4. 
 
Zu Nummer 4 (§ 11 Absatz 1) 
 
Folgeänderung; berücksichtigt, dass die Betreiber von Hafenanlagen sich zur Unterstützung 
bei der Erstellung und Fortschreibung von Gefahrenabwehrplänen jedes beliebigen Dritten 
bedienen können. 
 
Zu Nummer 5 (§ 11 Absatz 3) 
 
Folgeänderungen 
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Zu Nummer 6 (§ 13) 
 
Folgeänderungen; die Streichung der anerkannten Stelle zur Gefahrenabwehr erfordert eine 
Aufhebung des § 13 Abs. 4. 
 
Zu Nummer 7 (§ 16 Absatz 1) 
 
Folgeänderung; berücksichtigt, dass die Betreiber von Häfen sich zur Unterstützung bei der 
Erstellung und Fortschreibung von Gefahrenabwehrplänen jedes beliebigen Dritten bedienen 
können. 
 
Zu Nummer 8 (§ 17) 
 
§ 17 wird angesichts des Umstandes, dass die bisherigen §§ 18 und 19 aufzuheben sind, 
vollständig geändert und neu gefasst. 
In dieser Vorschrift werden die notwendigen fachlichen und persönlichen Anforderungen an 
die Gefahrenabwehrbeauftragten in Häfen geregelt. Die neue Regelung des § 17 normiert 
die von den Beauftragten zu erfüllenden Voraussetzungen und belässt eine angemessene 
und sachgerechte Eingriffsmöglichkeit der Hafensicherheitsbehörde gegenüber dem für das 
geeignete Personal verantwortlichen Betreiber des Hafens. 
An dem Erfordernis, dass Gefahrenabwehrbeauftragte eine entsprechende spezielle Qualifi-
zierungsmaßnahme in den vom ISPS-Code vorgesehenen Fachbereichen absolvieren müs-
sen, wird festgehalten, allerdings ohne gegenüber der Qualifizierungseinrichtung  institutio-
nelle, personelle oder organisatorische Forderungen zu erheben und diese einem staatlichen 
Genehmigungsvorbehalt zu unterwerfen.  
 
Zu Nummer 9 (Überschrift) 
 
Redaktionelle Folgeänderung 
 
Zu Nummer 10 (Fünfter Teil Abschnitt 1) 
Im Rahmen einer länderübergreifenden Arbeitsgruppe wurde mit Blick auf die EU-
Dienstleistungsrichtlinie festgestellt, dass landesrechtliche Anerkennungsverfahren und Ge-
nehmigungsvorbehalte für RSO (Stellen zur Gefahrenabwehr) und Ausbildungseinrichtungen 
für PSO/PFSO (Beauftragte zur Gefahrenabwehr) nicht notwendig und unter den Gesichts-
punkten der Dienstleistungsrichtlinie rechtlich nicht vertretbar sind. In Bezug auf RSO wurde 
dabei insbesondere berücksichtigt, dass solche anerkannten Stellen, wie sie der ISPS-Code 
zur Wahrnehmung staatlicher Aufgaben im Schifffahrtsbereich vorsieht, in Deutschland von 
den Ländern im Bereich der landseitigen Aufgabenwahrnehmung überhaupt nicht eingesetzt 
werden und sich die Betreiber von Häfen und Hafenanlagen zur Unterstützung bei der Erstel-
lung der Gefahrenabwehrpläne jedes beliebigen Dritten bedienen können. Dies deckt sich 
mit den aktuellen Feststellungen einer Studie der EU-KOM über die  Situation auch in der 
Mehrzahl der anderen Mitgliedstaaten. Bezüglich einer Genehmigung von Ausbildungsein-
richtungen sieht weder der ISPS-Code noch die EU-VO 725/2004 überhaupt die Institution 
einer speziellen Ausbildungseinrichtung für PSO/PFSO vor. Ein entsprechendes staatliches 
Anerkennungsverfahren unter den Kriterien der Dienstleistungsrichtlinie war daher als nicht 
erforderlich zu bewerten. 
 
Zu Nummer 11 (Zwischenüberschrift im Fünften Teil) 
 
Redaktionelle Folgeänderung 
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Zu Nummer 12 (§ 20 Absatz 1 Nummer  2) 
 
Folgeänderung 
 
Zu Nummer 13 (§ 20 Absatz 1 Nummer  3 Satz 2) 
 
Folgeänderung 
 
Zu Nummer 14 (§ 22 Absatz 1) 
 
Folgeänderung (Streichung der Bezugsnorm des § 18); die einer Zuverlässigkeitsüberprü-
fung zu unterziehenden Personen sind von den Betreibern der Häfen und Hafenanlagen so-
wie von den Arbeitgebern eines Betroffenen der Hafensicherheitsbehörde zu benennen. 
 
Zu Nummer 15 (§ 22 Absatz 8 Satz 5) 
 
Folgeänderung 
 
Zu Nummer 16 (§ 25) 
 
Folgeänderung 
 
Zu Nummer 17 (§ 27) 
 
Die Verordnungsermächtigungen bezüglich der Voraussetzungen und das Verfahren zur An-
erkennung von Stellen zur Gefahrenabwehr  sowie  der Voraussetzungen und das Verfahren 
zur Anerkennung von Ausbildungseinrichtungen für Beauftragte zur Gefahrenabwehr sind 
aufzuheben, da die zugrundeliegenden gesetzlichen Regelungen entfallen. 
 
 
 
Zu Artikel 2  
 
Die Vorschrift setzt die gesetzlichen Änderungen mit sofortiger Wirkung in Kraft. 
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Kommt die Kopfpauschale? .........................16389 

der Abgeordneten 
Barbara Steffens (GRÜNE) 

Schriftliche Beantwortung  
der Mündlichen Anfrage 349 

des Abgeordneten 
Wolfram Kuschke (SPD) 

Rückzug von NRW aus dem Glückspiel-
Staatsvertrag?...............................................16390 

Schriftliche Beantwortung 
der Mündlichen Anfrage 350 

des Abgeordneten 
Reiner Priggen (GRÜNE) 

Laufzeitverlängerung Atomkraftwerke .........16390 

Schriftliche Beantwortung  
der Mündlichen Anfrage 351 

der Abgeordneten 
Sylvia Löhrmann (GRÜNE) 

Welchen Neustart will Rüttgers?..................16391 

Schriftliche Beantwortung 
der Mündlichen Anfrage 352 

des Abgeordneten 
Horst Becker (GRÜNE) 

Was geht vor? Steuersenkungen oder 
solide Haushalte? .........................................16392 

Schriftliche Beantwortung 
der Mündlichen Anfrage 353 

des Abgeordneten 
Reiner Priggen (GRÜNE) 

Verkomplizierung des Steuerrechts und 
Klientelpolitik .................................................16392 

Schriftliche Beantwortung 
der Mündlichen Anfrage 354 

des Abgeordneten 
Ewald Groth (GRÜNE) 

Schmerzgrenze bei Steuersenkungen er-
reicht? ............................................................16393 

Schriftliche Beantwortung 
der Mündlichen Anfrage 355 

des Abgeordneten 
Ewald Groth (GRÜNE) 

Finanzierungsvorbehalt nichts wert? ...........16393 

Anlage 2 .............................................................16395 

Zu TOP 14 – Gesetz zur Änderung des 
Stiftungsgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen – zu Protokoll gege-
bene Rede 

Minister Dr. Ingo Wolf..............................16395 
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Anlage 3.............................................................16397 

Zu TOP 16 – Gesetz zur Änderung des 
Hafensicherheitsgesetzes – zu Proto-
koll gegebene Rede 

Minister Karl-Josef Laumann..................16397 

Entschuldigt waren:  

Ministerpräsident Dr. Jürgen Rüttgers  
(ab 16:00 Uhr) 

Minister Lutz Lienenkämper  
(ab 16:00 Uhr) 

Franz-Josef Britz (CDU)  
Olaf Lehne (CDU)  

(bis 12:30 Uhr) 
Gerhard Lorth (CDU)  

(bis 12:30 Uhr) 
Heinrich Kemper (CDU)   

(bis 14:00 Uhr) 
Friedhelm Ortgies (CDU)  
Manfred Palmen (CDU)  

Elke Rühl (CDU)   
(bis 12:30 Uhr) 

Heinz Sahnen (CDU)   
(bis 12:30 Uhr) 

Prof. Dr. Thomas Sternberg (CDU)   
(bis 12:30 Uhr) 

Stephan Gatter (SPD)  

Inge Howe (SPD)  

Reinhard Jung (SPD)  

Sören Link (SPD)  

Wolfgang Röken (SPD)  

Svenja Schulze (SPD)   
(bis 15:00 Uhr) 

Stefanie Wiegand (SPD)   
(bis 13:00 Uhr) 

Bodo Wißen (SPD)   
(bis 14:00 Uhr) 

Dr. Ute Dreckmann (FDP)  
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verbände aller Schulformen, mit Wissenschaftlern 
und Vertretern der Fraktionen sowie mit Vertretern 
von Fachverbänden und anderen Ressorts einge-
richtet, der erstmals am 25. Januar tagen wird.  

Der so angelegte und aufgenommene NRW-Dialog 
wird von uns fortgesetzt. Erst nach dem Abschluss 
des Dialogs kann ermessen werden, ob und in-
wieweit Schlussfolgerungen aus dem neuen Recht 
zu ziehen sind.  

Ich möchte gerne einen weiteren Punkt anspre-
chen. Ich würde es gut finden – aber das kann 
keiner von uns heute verbindlich zusagen, weil wir 
am 9. Mai einen neuen Landtag wählen –, wenn 
wir in der neuen Wahlperiode auch die Mitglieder 
der Fraktionen des nordrhein-westfälischen Land-
tags in die Arbeitsgruppe in meinem Ministerium 
einbeziehen und versuchen würden, wie es in der 
Behindertenpolitik eine ... 

(Zuruf von der SPD: Dann sind Sie kein Mi-
nister mehr!) 

– Warten Sie es in Ruhe ab. Ich habe nicht gesagt, 
dass ich das hier verbindlich zusage. Ich empfinde 
eine Demut vor dem Wähler. Aber nachdem ich 
heute die Zeitungen gelesen habe, muss ich fest-
stellen: An Ihrer Stelle würde ich mir ein paar Sor-
gen mehr machen, als ich sie mir zurzeit machen 
muss.  

(Heiterkeit von CDU und FDP) 

Aber ich glaube, dass es eine gute Tradition gibt 
und dass wir im neuen Landtag einmal schauen 
sollten, ob wir die Wege, die in Nordrhein-Westfalen 
bei der Umsetzung der UN-Konvention beschritten 
werden müssen, nicht auch wieder in möglichst 
großer Gemeinsamkeit festlegen. 

Ich glaube, dass die Gemeinsamkeiten der Fraktio-
nen in der Behindertenpolitik eine gute Tradition 
sind. Wenn ich dazu einen Beitrag leisten kann, 
sage ich: Ich möchte gerne, dass wir versuchen, 
das hier im Landtag fortzusetzen. – Danke schön.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister Laumann. – Ich schließe die Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
14/10523 an den Ausschuss für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales – federführend –, an den Aus-
schuss für Schule und Weiterbildung, an den 
Ausschuss für Innovation, Wissenschaft, For-
schung und Technologie sowie an den Aus-
schuss für Generationen, Familie und Integrati-
on. Die abschließende Beratung und Abstimmung 
soll im federführenden Ausschuss in öffentlicher 
Sitzung erfolgen. Wer dieser Überweisungsempfeh-
lung zustimmen möchte, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Wer enthält 
sich? – Dann ist das einstimmig so beschlossen.  

Ich komme zu: 

16 Gesetz zur Änderung des Hafensicherheits-
gesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/10435 

erste Lesung 

Die Rede zur Einbringung wird von Minister Lau-
mann zu Protokoll gegeben. (Siehe Anlage 3) 

Eine weitere Beratung ist deshalb für heute nicht 
vorgesehen.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Gesetzentwurfs Drucksache 14/10435 an den 
Ausschuss für Bauen und Verkehr. Wer dem 
zustimmen kann, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – 
Dann ist das so angenommen.  

Wir kommen zu: 

17 Staatsvertrag zur Versorgungslastenteilung 
bei länderübergreifenden Dienstherrenwech-
seln 

Antrag 
der Landesregierung auf Zustimmung 
zu einem Staatsvertrag 
gemäß Artikel 66 Satz 2  
der Landesverfassung 
Drucksache 14/10497 

erste Lesung 

Eine Beratung ist heute nicht vorgesehen.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags der Landesregierung auf Zustimmung zu ei-
nem Staatsvertrag Drucksache 14/10497 an den 
Hauptausschuss. Wer dem zustimmen kann, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – 
Wer enthält sich? – Dann ist das einstimmig so an-
genommen.  

Tagesordnungspunkt  

18 Bilgenentwässerungsverband-Staatsvertrag 

Antrag 
der Landesregierung  
auf Zustimmung zu einem Staatsvertrag 
gemäß Artikel 66 Satz 2 
der Landesverfassung 
Drucksache 14/10163 – Neudruck 
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Anlage 3 

Zu TOP 16 – Gesetz zur Änderung des Hafen-
sicherheitsgesetzes – zu Protokoll gegebene 
Rede  

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales:  

Mit dem von der Landesregierung eingebrach-
ten Gesetzentwurf zur Änderung des Hafensi-
cherheitsgesetzes soll ausschließlich eine An-
passung an höherrangiges Recht erfolgen, und 
zwar eine Anpassung nach Maßgabe der EU-
Richtlinie über Dienstleistungen im Binnen-
markt. Die Dienstleistungsrichtlinie verfolgt das 
Ziel, die Wettbewerbsfähigkeit im Binnenmarkt 
zu fördern. 

Um die Aufnahme und Ausübung von Dienst-
leistungstätigkeiten im Binnenmarkt zu erleich-
tern, sollen die Verwaltungsverfahren in den 
Mitgliedstaaten vereinfacht und die Genehmi-
gungsregelungen soweit wie möglich harmoni-
siert werden. 

Auch das Hafensicherheitsgesetz musste einer 
Überprüfung unter dienstleistungsrechtlich rele-
vanten Gesichtspunkten unterzogen werden. 
Diese Überprüfung hat ergeben, dass folgende 
zwei Änderungen des Hafensicherheitsgeset-
zes erforderlich sind: 

Erstens. Das geltende Gesetz enthält Vorschrif-
ten zur Anerkennung von zentralen Stellen zur 
Gefahrenabwehr. Diese Vorschriften werden 
aufgehoben. 

Nordrhein-Westfalen hat nach intensiven Bera-
tungen im Länderausschuss für Maritime Si-
cherheit ebenso wie die anderen betroffenen 
Bundesländer festgestellt, dass diese Anerken-
nungsverfahren unter den Gesichtspunkten der 
Dienstleistungsrichtlinie rechtlich nicht vertret-
bar sind. 

Zusätzlich war zu berücksichtigen, dass solche 
anerkannten Stellen, wie sie der International 
Ship and Port Security Code (ISPS-Code) zur 
Wahrnehmung staatlicher Aufgaben im Schiff-
fahrtsbereich vorsieht, in Deutschland von den 
Ländern überhaupt nicht eingesetzt werden. 
Die Betreiber von Häfen und Hafenanlagen 
können sich vielmehr zur Unterstützung bei der 
Erstellung der Gefahrenabwehrpläne jedes be-
liebigen Dritten bedienen. 

Eine Studie der EU-Kommission („Study into 
the appointment, operation and effectiveness of 
Recognized Security Organisations appointed 
by EU Member States under Regulation [EC] 
725/2004 and Directive 2005/65/EG – 
TREN/J1/293-2007“) bestätigt, dass dies auch 
in der Mehrzahl der anderen Mitgliedstaaten 
der Fall ist. 

Zweitens. Das geltende Gesetz enthält Vor-
schriften zu staatlichen Anerkennungsverfahren 
von Ausbildungseinrichtungen zur Aus- und 
Fortbildung von Beauftragten für die Gefahren-
abwehr in Häfen und Hafenanlagen. Auch diese 
Vorschriften sind nach Maßgabe der Dienstleis-
tungsrichtlinie als ungerechtfertigte Barriere für 
Dienstleistungserbringer anzusehen und wer-
den aufgehoben. 

Die maßgeblichen internationalen Vorschriften 
sehen die Institution einer speziellen Ausbil-
dungseinrichtung nicht vor. 

Die nordrhein-westfälische Landesregierung ist 
mit dieser Gesetzeseinbringung dem Beschluss 
des Länderausschusses für Maritime Sicherheit 
gefolgt. 

Der Beschluss sieht vor, dass die zuvor ge-
nannten Regelungen in den jeweiligen Landes-
gesetzen aufzuheben sind. 

Weitergehende materielle Regelungen sind in 
dem Gesetzentwurf nicht enthalten. 

Die Änderungen des Hafensicherheitsgesetzes 
schränken die Anforderungen an die Hafensi-
cherheit nicht ein.  
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Ausschuss für Bauen und Verkehr 
 
 
89. Sitzung (öffentlich) 
28. Januar 2010 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

13:30 Uhr bis 16:55 Uhr 

 

Vorsitz:  Wolfgang Röken (SPD) 

Protokoll: Thilo Rörtgen 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

1 Rhein-Ruhr-Express 5 

Vorlage 14/3172 

– Bericht des Ministers für Bauen und Verkehr 

− Bericht durch Minister Lutz Lienenkämper (MBV) 5 

− Aussprache 6 

2 Unterfinanzierung der DB-Vorhaben in NRW 14 

– Bericht des Ministers für Bauen und Verkehr 

− Aussprache 14 

3 Wohnraumförderungsprogramm 2010 18 

– Bericht des Ministers für Bauen und Verkehr 
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− Bericht durch Minister Lutz Lienenkämper (MBV) 18 

− Aussprache 21 

4 Erstes Gesetz zur Änderung des Bau- und Liegenschafts-
betriebsgesetzes 24 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/9956 

Ausschussprotokoll 14/1046 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen sowie gegen die 
Stimmen der Oppositionsfraktionen beschließt der 
Ausschuss, dass der Antrag, den Gesetzentwurf ohne Votum 
an den federführenden Ausschuss abzugeben, der 
weitergehende Antrag ist. 

Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen sowie gegen die 
Stimmen der Oppositionsfraktionen beschließt der 
Ausschuss, den Gesetzentwurf ohne Votum an den 
federführenden Ausschuss abzugeben. 

5 Gesetz zur Änderung des Nachbarrechtsgesetzes (NachbG NRW) – 
Änderung des § 23 „Wärmedämmung und Einseitige Grenzwand“ 26 

Gesetzentwurf 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksachen 14/10145 und 14/ 10354 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen sowie gegen die 
Stimmen der Oppositionsfraktionen lehnt der Ausschuss den 
Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ab. 

Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen sowie gegen die 
Stimmen der Oppositionsfraktionen empfiehlt der Ausschuss 
dem federführenden Ausschuss, den Gesetzentwurf 
abzulehnen. 
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6 Wirtschaftsprüfungsbericht zur Einhaltung der Sozialcharta 30 

Ausschussprotokoll 14/1009 

– Bericht des Ministers für Bauen und Verkehr 

− Bericht durch Staatssekretär Günter Kozlowski (MBV) 30 

− Bericht durch RA Winter (WFG) 31 

− Aussprache 32 

7 Entwurf einer Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten auf dem 
Gebiet des Energierechts 35 

Vorlage 14/3161 

– Benehmensherstellung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

Einstimmig stellt der Ausschuss das Benehmen her. 

8 Äußerungen des stellvertretenden SPD-Landesvorsitzenden Jochen 
Ott zu möglichen Zwangsenteignungen von Immobilieneigentümern 36 

Der Ausschuss beschließt die Durchführung einer Anhörung 
am 25. Februar 2010 um 14 Uhr. 

9 Gesetz zur Änderung des Hafensicherheitsgesetzes 37 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/10435 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen 
der SPD-Fraktion und bei Nichtbeteiligung der Grünen-
Fraktion empfiehlt der Ausschuss, dem Gesetzentwurf 
zuzustimmen. 

10 PP-Projekte bei Landesstraßen 38 

Vorlage 14/3165 

–  Bericht des Ministers für Bauen und Verkehr 
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9 Gesetz zur Änderung des Hafensicherheitsgesetzes 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 14/10435 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

Vorsitzender Wolfgang Röken teilt mit, der Gesetzentwurf sei nach der ersten Le-
sung im Plenum an den Ausschuss für Bauen und Verkehr überwiesen worden. 

Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen 
der SPD-Fraktion und bei Nichtbeteiligung der Grünen-
Fraktion empfiehlt der Ausschuss, dem Gesetzentwurf zu-
zustimmen. 
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Beschlussempfehlung 
 
des Ausschusses für Bauen und Verkehr 
 
 
 
Gesetz zur Änderung des Hafensicherheitsgesetzes - 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 14/10435 
 
2. Lesung 
 
 
 
Beratung 
 
Der Ausschuss für Bauen und Verkehr hat den obigen Gesetzentwurf, der ihm vom Plenum 
am 20. Januar 2010 einstimmig überwiesen worden war, in der Sitzung am 28. Januar 2010 
beraten und dabei mit den Stimmen von CDU und FDP gegen die Stimmen der SPD bei 
Nichtbeteiligung der GRÜNEN beschlossen, den Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 14/10435 - wird unverändert ange-
nommen. 
 
 
 
 
Wolfgang Röken 
Vorsitzender 
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142. Sitzung 

Düsseldorf, Mittwoch, 3. Februar 2010

Mitteilungen der Präsidentin ..........................16507 

1 Nordrhein-Westfalen gewinnt Spit-
zencluster-Wettbewerb – Neuer Schub 
für Logistik-Forschung in der Metro-
pole Ruhr 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag  
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/10625 ..................................16507 

Manfred Kuhmichel (CDU) .....................16507 
Ralf Witzel (FDP).....................................16508 
Markus Töns (SPD) ................................16510 
Dr. Ruth Seidl (GRÜNE) .........................16511 
Ministerin Christa Thoben.......................16513 
Prof. Dr. Gerd Bollermann (SPD)...........16514 
Christian Weisbrich (CDU)......................16515 
Christof Rasche (FDP)............................16517 
Horst Becker (GRÜNE)...........................16518 
Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart .......16519 
Bodo Wißen (SPD)..................................16521 
Ministerin Christa Thoben.......................16522 

2 Der Hochschulsport: Querschnitts-
aufgabe der nordrhein-westfäli-
schen Hochschulen und wichtiges 
Element der Profilbildung 

Antrag 
der Fraktion CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/10590 ..................................16523 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/10634 ..................................16523 

Marie-Theres Ley (CDU) ........................16523 
Christof Rasche (FDP)............................16524 
Uwe Leuchtenberg (SPD).......................16524 
Ewald Groth (GRÜNE)............................16525 

Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart .......16526 
Ewald Groth (GRÜNE)............................16527 

Ergebnis ........................................................16528 

3 Turbo-Abitur reformieren  
Dilettantische Schulzeitverkürzung mit 
dramatischen Folgen endlich korrigie-
ren 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/10597...................................16528 

Sören Link (SPD) ....................................16528 
Michael Solf (CDU)..................................16530 
Ingrid Pieper-von Heiden (FDP) .............16532 
Sigrid Beer (GRÜNE)..............................16534 
Ministerin Barbara Sommer....................16535 
Ute Schäfer (SPD)...................................16537 
Michael Solf (CDU)..................................16538 
Barbara Steffens (GRÜNE) ....................16539 
Ministerin Barbara Sommer....................16540 
Monika Düker (GRÜNE) .........................16541 

Ergebnis ........................................................16542 

4 Gesetz zur Stärkung der Stadtwerke 
im Energiemarkt – Stadtwerkeret-
tungsgesetz (StaRG) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/10585 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/10633 

erste Lesung .................................................16542 

Horst Becker (GRÜNE)...........................16542 
Oliver Wittke (CDU).................................16543 
Hans-Willi Körfges (SPD)........................16544 
Dietmar Brockes (FDP)...........................16546 
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Johannes Remmel (GRÜNE) 
(zur GeschO)...........................................16548 
Ministerin Roswitha Müller-Piepenkötter16548 
Thomas Eiskirch (SPD) ..........................16551 
Rainer Lux (CDU)....................................16552 
Horst Engel (FDP)...................................16553 
Ministerin Christa Thoben.......................16553 
Hans-Willi Körfges (SPD) .......................16554 
Horst Becker (GRÜNE)...........................16554 
Ministerin Christa Thoben.......................16555 

Ergebnis ........................................................16556 

5 Regionalbeirat der RAG Aktiengesell-
schaft 

Eilantrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/10626 – Neudruck ..............16556 

Reiner Priggen (GRÜNE) .......................16556 
Carina Gödecke (SPD) ...........................16557 
Oliver Wittke (CDU).................................16558 
Dietmar Brockes (FDP)...........................16559 
Rüdiger Sagel (fraktionslos) ...................16559 
Ministerin Christa Thoben.......................16560 
Johannes Remmel (GRÜNE).................16561 
Rüdiger Sagel (fraktionslos) ...................16561 

Ergebnis ........................................................16561 

6 Gesetz über die Durchführung von 
Modellversuchen zur Weiterentwick-
lung der Berufe in der Alten- und 
Krankenpflege, für Hebammen, Logo-
päden, Ergotherapeuten und Physio-
therapeuten (Modellstudiengangsge-
setz für die Gesundheitsfachberufe – 
MStG) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/10209 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Drucksache 14/10598 

zweite Lesung...............................................16561 

Oskar Burkert (CDU)...............................16561 
Heike Gebhard (SPD).............................16562 
Dr. Stefan Romberg (FDP) .....................16563 
Barbara Steffens (GRÜNE) ....................16564 
Minister Karl-Josef Laumann..................16565 
Heike Gebhard (SPD).............................16566 

Ergebnis ........................................................16567 

7 Krisenopfern helfen – Schuldner- und 
Insolvenzberatung ausbauen 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/10592...................................16567 

Norbert Killewald (SPD) ..........................16567 
Bernhard Tenhumberg (CDU) ................16567 
Holger Ellerbrock (FDP)..........................16568 
Johannes Remmel (GRÜNE).................16570 
Minister Armin Laschet............................16571 

Ergebnis ........................................................16572 

8 Änderung des Gesetzes über die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-
Westfalen (Hochschulgesetz – HG) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/9908 

Änderungsantrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/10638 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Innovation, Wissenschaft 
Forschung und Technologie 
Drucksache 14/10599 

In Verbindung mit: 

Handel mit Doktortiteln unterbinden – 
Für mehr Transparenz und Sicherheit 
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Wolfgang Schmitz (CDU)........................16596 
Carina Gödecke (SPD) ...........................16597 
Horst Engel (FDP)...................................16598 
Monika Düker (GRÜNE) .........................16599 
Ministerin Roswitha Müller-Piepenkötter16599 

Ergebnis ........................................................16599 

11 NRW zukunftsfähig gestalten mit ei-
ner Neuausrichtung der EU-Struktur-
politik 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
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Beschlussempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses 
Drucksache 14/10603 

zweite Lesung...............................................16616 

Theo Kruse (CDU) ..................................16616 
Dr. Karsten Rudolph (SPD) ....................16617 
Horst Engel (FDP)...................................16619 
Monika Düker (GRÜNE) .........................16620 
Minister Dr. Ingo Wolf..............................16621 
Thomas Stotko (SPD).............................16623 
Werner Lohn (CDU) ................................16624 
Dr. Robert Orth (FDP).............................16625 
Dr. Karsten Rudolph (SPD) ....................16625 
Minister Dr. Ingo Wolf..............................16626 

Ergebnis ........................................................16626 

14 Rechtliche Betreuung in Nordrhein-West-
falen 
Große Anfrage 37 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/9470 

Antwort 
der Landesregierung 
Drucksache 14/9893.....................................16627 

Elisabeth Veldhues (SPD) ......................16627 
Harald Giebels (CDU).............................16629 

Dr. Robert Orth (FDP).............................16631 
Monika Düker (GRÜNE) .........................16631 
Ministerin Roswitha Müller-Piepenkötter16632 
Frank Sichau (SPD) ................................16634 

Ergebnis ........................................................16634 

15 Elternmitwirkung stärken – Landesel-
ternrat einführen 
Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/9423 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Schule und Weiterbildung 
Drucksache 14/10604...................................16634 

Sigrid Beer (GRÜNE)..............................16634 
Klaus Kaiser (CDU).................................16635 
Thomas Trampe-Brinkmann (SPD) .......16635 
Ingrid Pieper-von Heiden (FDP) .............16636 
Ministerin Barbara Sommer....................16637 
Sigrid Beer (GRÜNE)..............................16637 
Ralf Witzel (FDP).....................................16637 

Ergebnis ........................................................16638 

16 Gesetz zur Abrechnung der Finanzie-
rungsbeteiligung der Gemeinden und 
Gemeindeverbände an den finanziel-
len Belastungen des Landes Nord-
rhein-Westfalen in Folge der Deut-
schen Einheit (Einheitslastenabrech-
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Chris Bollenbach (CDU)  
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Uwe Leuchtenberg (SPD)   
(ab 18:00 Uhr) 

Ursula Meurer (SPD)  

Cornelia Ruhkemper (SPD)  

Dr. Ute Dreckmann (FDP)  

Andrea Asch (GRÜNE)  

- 50 -



Landtag 03.02.2010 
Nordrhein-Westfalen 16643 Plenarprotokoll 14/142 

 

genommen hat, ist anerkannt. Es ist dann über die 
Frage, wie groß dieser Niveausprung ist, gestritten 
worden. Wir haben versucht, an der Stelle einen 
Kompromiss zu finden, weil eine exakte Berech-
nung eben nicht möglich ist.  

Meine Damen und Herren, wir alle wissen, dass 
dieses ein schwieriges Unterfangen ist, bei dem mit 
Blick auf die unterschiedlichen Vorgaben der Sach-
verständigen eine hundertprozentig eindeutige Lö-
sung nicht erfolgen kann. Es ist wie natürlich immer 
mit Risiken behaftet, wenn man versucht, einen 
Kompromiss zu schließen. Wir finden aber, dass wir 
gerade mit Blick auf den fairen Ausgleich zwischen 
Land und Kommunen ein Ergebnis bekommen ha-
ben, das sich sehen lassen kann.  

Es ist deutlich gesagt worden: Über 900 Millionen € 
für die Kommunen für die Jahre des Abrechnungs-
zeitraums. Wir sind der festen Überzeugung, dass 
wir im Rahmen dessen, was sich aus den unter-
schiedlichen Auffassungen herauslesen ließ, eine 
möglichst sorgfältig abgewogene Entscheidung 
getroffen haben, die den Kommunen auch Sicher-
heit gibt.  

Nun haben wir gerade Differenzen zwischen den 
beiden Rednern der Opposition gehört: Während 
der eine ausführte, die Vorgabe für die nächsten 
Jahre bis 2019 sei schon gegeben, hat der andere 
gesagt, die Vorgabe sei nicht bis 2019 gegeben.  

Es ist völlig klar: Wir haben jetzt für diese drei Jahre 
abgerechnet. Wir werden uns dann mit dem nächs-
ten Abrechnungsgesetz zu beschäftigen haben. Wir 
sind jedenfalls den Anforderungen gerecht gewor-
den, die an eine faire und sorgfältige Abwägung 
gestellt werden. – Ich bitte, diesem Gesetz zuzu-
stimmen.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Innenminister. – Meine Damen und Herren, es lie-
gen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. Wir 
können jetzt zur Abstimmung kommen.  

Der Ausschuss für Kommunalpolitik und Verwal-
tungsstrukturreform empfiehlt in der Beschlussemp-
fehlung Drucksache 14/10605, den Gesetzentwurf 
unverändert anzunehmen. Wer dieser Beschluss-
empfehlung folgen will, den bitte ich ums Handzei-
chen. – Das sind CDU und FDP. Wer ist dagegen? – 
Das sind SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Gibt es 
Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Damit ist der 
Gesetzentwurf Drucksache 14/10125 in zweiter 
Lesung verabschiedet.  

Nun hat die SPD-Fraktion eine dritte Lesung bean-
tragt. Das ist nach der Geschäftsordnung zulässig. 
Die dritte Lesung findet also statt, die Vorausset-
zungen sind gegeben.  

Zur Vorbereitung der dritten Lesung kann das Ple-
num den Gesetzentwurf Drucksache 14/10125 

noch einmal an den Ausschuss für Kommunalpo-
litik und Verwaltungsstrukturreform zurück-
überweisen. Diesen Antrag hat die SPD-Fraktion 
gestellt. Das heißt, wir stimmen jetzt ab, ob dieser 
Gesetzentwurf an den Ausschuss für Kommunalpo-
litik und Verwaltungsstrukturreform zurücküberwie-
sen wird. Wer dafür ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das sind die SPD-Fraktion und Bünd-
nis 90/Die Grünen. Wer ist dagegen? – Das sind die 
Koalitionsfraktionen. Damit ist der Rücküberwei-
sungsantrag abgelehnt.  

Ich weise jetzt darauf hin, meine Damen und Herren, 
dass CDU und FDP gemäß § 19 der Geschäftsord-
nung gebeten haben, die morgige Tagesordnung 
entsprechend zu ergänzen. Das werden wir morgen 
früh zur Abstimmung stellen. Die Fraktionen haben 
sich bereits darauf verständigt, dass die dritte Lesung 
morgen als TOP 6 mit Block I – das sind 5 Minuten 
Redezeit für jeden Redner – durchgeführt und da-
nach in dritter Lesung abgestimmt wird.  

Ich rufe nun auf:  

17 Gesetz zur Änderung des Landesfischereige-
setzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/10162 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Umwelt und Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
Drucksache 14/10562 

zweite Lesung 

Eine Debatte soll heute nicht geführt werden.  

Der Umweltausschuss empfiehlt in der Beschluss-
empfehlung Drucksache 14/10562, den Gesetz-
entwurf unverändert anzunehmen. Wer dafür ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die 
Koalitionsfraktionen von CDU und FDP. Wer ist 
dagegen? – Das ist die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. Wer enthält sich? – Das ist die SPD-
Fraktion. Damit ist die Beschlussempfehlung des 
Ausschusses angenommen und der Gesetzentwurf 
in zweiter Lesung mit der Mehrheit der Stimmen der 
Koalitionsfraktionen angenommen. 

Wir kommen zu:  

18 Gesetz zur Änderung des Hafensicherheits-
gesetzes 
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Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 14/10435 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Bauen und Verkehr 
Drucksache 14/10584 

zweite Lesung 

Auch hierzu ist keine Beratung vorgesehen.  

Wir kommen direkt zur Abstimmung. Der federfüh-
rende Ausschuss für Bauen und Verkehr empfiehlt in 
der Beschlussempfehlung Drucksache 14/10584, 
den Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. Wer 
ist dafür? – Die Koalitionsfraktionen von CDU und 
FDP. Wer ist dagegen? – Die Fraktionen von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen. Enthält sich jemand? – 
Das ist nicht der Fall. Damit ist die Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses für Bauen und Verkehr mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen angenommen 
und der Gesetzentwurf in zweiter Lesung verab-
schiedet.  

Wir kommen zu: 

19 Gesetz zur Änderung gesetzlicher Befristun-
gen im Zusammenhang mit der ländlichen 
Bodenordnung 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/10536 

erste Lesung 

Auch hierüber möchten Sie heute nicht diskutieren.  

Wir stimmen also direkt ab. Der Gesetzentwurf 
Drucksache 14/10536 soll entsprechend der Emp-
fehlung des Ältestenrates an den Ausschuss für 
Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz überwiesen werden. Ist je-
mand dagegen? – Enthält sich jemand? – Dann 
wurde die Überweisung des Gesetzentwurfs an den 
Ausschuss für Umwelt und Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz einstimmig beschlos-
sen. 

Wir kommen zu: 

20 Nachwahl eines Mitglieds der Vertreterver-
sammlung für das Versorgungswerk der Mit-
glieder des Landtags Nordrhein-Westfalen 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 14/10573 

Auch hierüber wollen Sie nicht debattieren.  

Wir stimmen also ab. Wer dem Wahlvorschlag 
Drucksache 14/10573 zustimmen will, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Ist jemand dagegen? – 
Enthaltungen? – Dann ist der Wahlvorschlag ein-
stimmig angenommen. 

Wir kommen zu: 

21 In den Ausschüssen erledigte Anträge 

Übersicht 58 

Abstimmungsergebnisse 
der Ausschüsse zu Drucksachen 

AUNLV 14/7952 
AUNLV 14/8549 
AIWFT 14/9427 
AUNLV 14/9769 
KA 14/9770 
AUNLV 14/9913 
AUNLV 14/9916 
KA 14/10148 
KA 14/10373 
AIWFT 14/10522 

Drucksache 14/10606  

Die Übersicht 58 enthält zehn Anträge, die vom 
Plenum an die Ausschüsse zur abschließenden 
Erledigung überwiesen wurden. Das Abstimmungs-
verhalten der Fraktionen ist aus der Übersicht er-
sichtlich. 

Ich lasse nun abstimmen über die Bestätigung des 
Abstimmungsverhaltens der Fraktionen in den 
Ausschüssen entsprechend der Übersicht 58. Wer 
nimmt das zur Kenntnis und stimmt dem zu? – Wer 
ist dagegen? – Damit sind die Abstimmungsergeb-
nisse einstimmig beschlossen. 

Wir kommen zu: 

22 Beschlüsse zu Petitionen 

Übersicht 14/62 

Ich muss Sie fragen, ob Sie dazu das Wort wün-
schen. – Das ist nicht der Fall. 

Dann stelle ich gemäß § 91 Abs. 7 der Geschäfts-
ordnung fest, dass die Beschlüsse zu Petitionen 
in der Übersicht 14/62 durch Ihre Kenntnisnahme 
bestätigt sind.  

Meine Damen und Herren, wir sind am Ende der 
Sitzung.  

Ich berufe das Plenum wieder ein für morgen, Don-
nerstag, 4. Februar 2010, 10 Uhr, und wünsche 
Ihnen einen angenehmen, karnevalistisch-freien 
Abend. 
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14/197 
 

 
Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat am 3. Februar 2010 folgendes Gesetz beschlossen: 
 
 
 

G e s e t z 
zur Änderung des Hafensicherheitsgesetzes 

 
 

 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Noch nicht 
im Gesetz- und Verordnungsblatt NRW 

veröffentlicht 
Nachträgliche redaktionelle Berichtigungen zu dieser Ausfertigung 

sind nicht auszuschließen 
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Gesetz zur Änderung des Hafensicherheitsgesetzes  
 
Artikel 1 
 
Änderung des Hafensicherheitsgesetzes 
 
Das Hafensicherheitsgesetz vom 30. Oktober 2007 (GV.NRW.S. 470), wird wie folgt geän-
dert: 
 
1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:  
 

a) In der Überschrift „Fünfter Teil Anerkennungen und Zuverlässigkeitsüberprüfungen“ 
werden die Wörter „Anerkennungen und“ gestrichen. 

 
b) Die Unterüberschrift „Abschnitt 1 Anerkennung von Fachstellen“ zur Überschrift 

„Fünfter Teil“ wird gestrichen. 
 
c) Die Angabe zu § 18 wird wie folgt gefasst: „(weggefallen)“. 
 
d) Die Angabe zu § 19 wird wie folgt gefasst: „(weggefallen)“. 
 
e) Die Zwischenüberschrift „Abschnitt 2 Zuverlässigkeitsüberprüfungen und daten-

schutzrechtliche Bestimmungen“ wird gestrichen. 
 

2. § 9 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„§ 9 
Beauftragter für die Gefahrenabwehr in der Hafenanlage 
 
(1) Der Betreiber einer Hafenanlage hat einen fachlich und persönlich geeigneten Beauf-
tragten für die Gefahrenabwehr zu bestellen und der Hafensicherheitsbehörde zu benen-
nen. Der Beauftragte für die Gefahrenabwehr nimmt insbesondere die Aufgaben nach 
Abschnitt A/17.2 des ISPS-Codes wahr. 
 
(2) Der Beauftragte für die Gefahrenabwehr in der Hafenanlage muss 
 
1. über Fachkenntnisse gemäß Teil B Absatz 18.1 des ISPS-Codes verfügen, 

 
2. an einer diesbezüglichen fachlichen Ausbildung nach Absatz 3 teilgenommen haben 

und dies durch Vorlage einer Teilnahmebescheinigung nachweisen sowie 
 

3. zuverlässig im Sinne von § 23 sein. 
 
(3) Die Vermittlung der Fachkenntnisse erfolgt an einer geeigneten Qualifizierungsein-
richtung, die in den Fachbereichen gemäß Teil B Absatz 18.1 des ISPS-Codes ausbildet. 
Zum Nachweis der fachlichen Ausbildung stellt die Qualifizierungseinrichtung dem Beauf-
tragten für die Gefahrenabwehr eine Teilnahmebescheinigung aus.  
 
(4) Erlangt die Hafensicherheitsbehörde Erkenntnisse, die Zweifel an einer vollständigen, 
sachgerechten Vermittlung des notwendigen Fachwissens nach Teil B Absatz 18.1 des 
ISPS-Codes begründen, soll sie die Bestellung der durch den Betreiber der Hafenanlage 
benannten Person zum Beauftragten für die Gefahrenabwehr ablehnen, solange die 
Zweifel nicht ausgeräumt sind. Verbleiben nach der Durchführung des Verfahrens gemäß 
§§ 21 bis 23 Zweifel an der Zuverlässigkeit der benannten Person, ist eine Bestellung 
zum Beauftragten für die Gefahrenabwehr in der Hafenanlage zu untersagen.“ 
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3. a) § 10 Absatz 4 wird aufgehoben.  
 

b)  Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4. 
 

4. In § 11 Absatz 1 wird folgender Satz 2 neu eingefügt: 
 

 „Unbeschadet seiner Pflichtenstellung und unter Beachtung von § 20 Abs. 1 und 3 kann 
er einen anderen Rechtsträger mit der Erstellung und Fortschreibung beauftragen oder 
sich dessen Unterstützung bedienen.“  

 
5. a) § 11 Absatz 3 wird aufgehoben.  
 
     b) Die bisherigen Absätze 4, 5, 6 und 7 werden Absätze 3, 4, 5 und 6. 
 
6. a) § 13 Absatz 4 wird aufgehoben.  
 
     b) Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden Absätze 4 und 5. 
 
7. § 16 Absatz 1 wird wie folgt geändert:. 
 
     a) Es wird folgender Satz 2 neu eingefügt: 
 
 „Unbeschadet seiner Pflichtenstellung und unter Beachtung von § 20 Abs. 1 und 3 

kann er einen anderen Rechtsträger mit der Erstellung und Fortschreibung beauftra-
gen oder sich dessen Unterstützung bedienen.“  

 
      b) Der bisherige Satz 3 wird aufgehoben. 
 
8.  § 17 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„§ 17 
Beauftragter für die Gefahrenabwehr im Hafen 

 (1) Der Hafenbetreiber hat mit Zustimmung der Hafensicherheitsbehörde gemäß Absatz 
3 einen fachlich und persönlich geeigneten Beauftragten für die Gefahrenabwehr im Ha-
fen sowie wenigstens einen Vertreter zu bestellen. Der Beauftragte für die Gefahrenab-
wehr im Hafen nimmt insbesondere die Aufgaben einer Kontaktstelle für alle Fragen der 
Gefahrenabwehr im Hafen wahr. Er kann identisch sein mit einem Beauftragten für die 
Gefahrenabwehr in einer Hafenanlage. Im Übrigen ist eine enge Zusammenarbeit zwi-
schen allen Beauftragten für die Gefahrenabwehr innerhalb des Hafengebietes sicherzu-
stellen. Ein Beauftragter für die Gefahrenabwehr im Hafen kann für mehrere Häfen zu-
ständig sein. 

(2) Der Beauftragte für die Gefahrenabwehr im Hafen sowie dessen Vertreter müssen 

1. über die Fachkenntnisse eines Beauftragten für die Gefahrenabwehr in einer Hafen-
anlage entsprechend § 9 Absatz 2 Nummer 1 verfügen, 

2. entsprechend § 9 Absatz 2 Nummer. 2 an einer fachlichen Ausbildung teilgenommen 
haben und hierüber eine Teilnahmebescheinigung nachweisen, 
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3. über weitere fachspezifische Informationen bezüglich der Anforderungen, Organisati-
on und Umsetzung der Gefahrenabwehr in einem Hafengebiet verfügen, die im Ein-
zelfall von der Hafensicherheitsbehörde auf geeignete Weise vermittelt oder bereit-
gestellt werden, sowie 

4. zuverlässig im Sinne von § 23 sein. 
 

(3) Die Hafensicherheitsbehörde stimmt der Bestellung zum Beauftragten für die Gefah-
renabwehr im Hafen sowie der Bestellung zum Vertreter zu, wenn die betreffenden Per-
sonen die Voraussetzungen des Absatzes 2 erfüllen. § 9 Absätze 3 und 4 gelten ent-
sprechend.“ 

 
 

9. In der Überschrift „Fünfter Teil Anerkennungen und Zuverlässigkeitsüberprüfungen“  
werden die Wörter „Anerkennungen und“ gestrichen. 

 
10. Fünfter Teil Abschnitt 1 wird aufgehoben. 
 
11. Die Zwischenüberschrift im Fünften Teil "Abschnitt 2 Zuverlässigkeitsprüfungen und da-

tenschutzrechtliche Bestimmungen" wird gestrichen. 
 
12. In § 20 Absatz 1 Nummer 2 werden die Wörter „für eine anerkannte Stelle zur Gefahren-

abwehr gemäß § 18 tätig sind und“  sowie die Wörter „einer Risikobewertung oder“ ge-
strichen. 

 
13. In § 20 Absatz 1 Nummer 3 wird Satz 2 aufgehoben. 
 
14. § 22 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

 
„(1) Die Betreiber von Häfen und Hafenanlagen sowie die Arbeitgeber von Personen im 
Sinne von § 20 Absatz 1 Nummer 2 und 3 sind verpflichtet, der Hafensicherheitsbehörde 
die betreffenden, einer Zuverlässigkeitsüberprüfung zu unterziehenden Beschäftigten 
mitzuteilen.“ 

 
15. In § 22 Absatz 8 Satz 5 werden die Wörter „und, sofern die Zuverlässigkeit eines Betrof-

fenen im Sinne von § 20 Abs. 1 Nr. 2 verneint wurde, die für die Hafensicherheit zustän-
digen Behörden der anderen Bundesländer“ gestrichen. 

 
16. In § 25 Absatz 1 Nummer 13 werden die Wörter „eine Hafenanlage oder als Verantwortli-

cher einer anerkannten Stelle zur Gefahrenabwehr“ durch die Wörter „einer Hafenanlage 
oder als Arbeitgeber einer Person im Sinne von § 20 Absatz 1 Nummern 1 bis 3“ ersetzt. 

 
17. § 27 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„§ 27 
Erlass von Rechtsverordnungen 
 
Das für den Verkehr zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
weitere Einzelheiten zur Datenerhebung und -übermittlung sowie zum Verfahren für die 
Zuverlässigkeitsüberprüfung zu regeln." 
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Artikel 2 
 
Das Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.  
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